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          S t a d t  
Bad Lauterberg im Harz 
Fachbereich Innere Dienste 

 
 

Sitzungsdrucksache 

R 88/XVIII. Wahlperiode 

Datum:                                                                   26.07.2024 

Aktenzeichen:                                                 III/1.0 

 

  Beratungsfolge                                           Sitzung am           TOP     Ö     N       Ergebnis 

Verwaltungsausschuss 27.08.2024  
 

X  

Rat der Stadt 29.08.2024  X 
 

 

 

TOP 
 
Beschlussfassung über den 2. Nachtrag zur Entschädigungssatzung der Stadt  
Bad Lauterberg im Harz 
 

 

Beschlussvorschlag: 
 

 
Der Rat der Stadt Bad Lauterberg im Harz beschließt den der Sitzungsdrucksache  
R 88/XVIII beigefügten 2. Nachtrag zur Entschädigungssatzung der Stadt Bad 
Lauterberg im Harz. 
 
Eine Ausfertigung des 2. Nachtrages zur Entschädigungssatzung der Stadt Bad 
Lauterberg im Harz ist Bestandteil der Original-Sitzungsniederschrift. 
 
 

Begründung: 
 

 
Aufgrund der Amtsniederlegung der Gleichstellungsbeauftragten, Inge Holzigel, sind 
Änderungen hinsichtlich der Tätigkeiten vorgenommen worden. Im Rahmen der 
Gleichstellungstätigkeit war mit Frau Holzigel die Betreuung des Mädchencafé‘s verbunden. 
Für die Betreuung des Mädchencafé‘s soll eine separate Aufwandentschädigung in die 
Entschädigungssatzung nunmehr aufgenommen werden. Gleichzeitig reduziert sich damit die 
Aufwandsentschädigung für die Gleichstellungsbeauftragte.  
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Im Bereich der ehrenamtlich Tätigen der Freiwilligen Feuerwehren bedarf es der Aufnahme 
des Stadtkleiderwartes. Die Entschädigung für den Stadtkleiderwart ist angelehnt an die 
Entschädigung vergleichbarer Funktionsträger. Mit der Wahrnehmung werden zwei 
ehrenamtliche Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr beauftragt, sodass Mehrkosten von 
840,00 € p.a. entstehen. 
 
Des Weiteren ist ein Stadt IT-Beauftragter für die Pflege des Feuerwehrverwaltungs-
programmes aufzunehmen. Die Funktion wird einem ehrenamtlichen Mitglied der Freiwilligen 
Feuerwehr übertragen, sodass Mehrkosten von 360,00 € p.a. entstehen. 
 
Der Erstattungsanspruch für den Verdienstausfall wurde an die gesetzlichen 
Pflichtbestimmungen des § 32 Nieders. Brandschutzgesetzes angepasst. 
 
Es wird um Beratung und Beschlussfassung gebeten. 

 

                     
___________________     ___________________ 
      Bürgermeister         FBL Innere Dienste 
 


